
     

 

                                                                                                                                                                                                                                                                    

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen der Deutschen RentenversicherungMitteldeutschland nach § 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB VI
1 Begriffe
1.1 Zrteuutnwwgesentrrddäuegnneg.rsenzusrinEdrfGüleluldnmg idtteerl,AduiefgaanbeEninirmichStiunnngeedneasu§ße3r1haAlbbsd. e1sNRr.e3ntSenGvBerVsiIcgheel-eis-Zuwendungen in diesem Sinne sind insbesondere nicht1.1.1 Leistungen, auf die der Empfänger einen dem Grund u d der Höhe nach unmittelbar durch Rechtsvorschriften – einschließlich öffenntlich-rechtlicher Sat-zungen – begründeten Anspruch hat.1.1.2	­ satzungsmäßige Mitgliedsbeiträge einschließlich Pflichtumlagen.1.2 Einrichtungen müssen keine ju istischen Personen sein. Auch Zuwendungen an natür-liche Personen kommen in Betrracht.1.3 Rveerhsatebhileitna,tioanlsoistaiumchSuinnnteerdEeirnLscehislutusnsgdeenrzsuornTsetigilhanbLeenisatchng§e§n9nabcish3§23S1GABbsV.I1zuNr. 1 - 2 SGB VI. Soweit die Forschung bzw. Fördeerung auuch andere Be eiche trifft,insbesondere Rehabili ationsleistungen anderer Soziall istun sträger, Krrankenbbeehand-lung und Prävention, stteht dies einer Zuwendung nicht eentgeggen.1.4 Beispiele:Zuwendungen kommen zum Beispiel in Betracht bei: 

•	 Forschung zur Weiterentwicklung der Rehabilitation (insb sond re Zusam-menhang von Rehabilitation und Erwerbsminderungsrentee sowiee Wirkungs-grad und -art von Rehabilitationsleistungen), 
•	 Suchtbekämpfung, 
•	 FruönrgdedreurnSgevlobnstShielflebsdtehrilfBeu(ngdeems.adrbeeritGsgememeeininsasmcheanftEfümrpRfeehhlaubniglitazutior nF)ö. rde-

2 ZuwendungsartenFolgen	­e Zuwendungsarten werden unterschieden:2.1 ZabugweegnrddeunnzgteenVozruhraDbeecnk(uPnrgojveokntföArudsegruanbge)n, des Zuwendungsempfängers für einzelne2.2 ZgruewnezntednunTgeeilns dzuerr DAuescgkuanbgendedresgeZsuawmetnednuAnugssgeambpefnänogdeerrse(iinnesstitnuitciohntenlälehFeröradbegreu-ng). 
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Finanzierungsarten, Höhe der Zuwendung33.1 Welche Finanzierungsart der Interessenlage des Rente i h ä d dnvers c erungstr g rs esZuwendungsempfängers am besten entspricht, ist vor Bewilligung der Zuweenduunng zuprüfen. Dabei sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu berück-sichtigen.3.2 Die Zuwendung kann bewilligt werden3.2.1 mbeittreaignsefminafensztieernuBnge)tr,ag an den zuwendungsfähigen Gesamtausgaben (Fest-oder3.2.2 nach einem bestimmten Vomhundertsatz oder Anteil der zuwendungsfähigenAusgaben (Anteilfinanzieru g); die Zuwendung ist bei der Bewilligung auf ei-nen Höchstbetrag zu begrennzenoder3.2.3 zeumrpDfäencgkeurngdiedezsuwFeehnldbuendgasrffeäsh,igdeenr Ainussogwaebitevnenrbiclhetibt,uarclsh deeigreZnuewoednedrufnrgms-deMitte zu decken vermag (Fehlbedarfsfinanzierung); ddie Zuwendung ist beei derBewillligung auf einen Höchstbetrag zu begrenzen.
Antragsverfahren.1 Eine Zuwendung ist schriftlich zu beantragen.444.2 DNioetwAenntrdäiggkeeaituuf nZduwAenngdeumnegsesnenmhüesitsednerAZnugwaebnednuenngtehnalsteonw,iediedieesmeitrmihörgvleicrhfoelng,tednieZwecke zu beurteilen. Auf Verlangen d s Rentenversicherungsträgers sind die Anga-ben durch geeignete Unterlagen zu beleegen.4.3 Dem Antrag sind insbesondere beizufügen:4.3.1 bei Projektförderungein Finanzierungsplan(aufg gliederte Berechnung der m t dem Zuw ndungszweck zus mmenhän-gendeen Ausgaben mit ei er Übersiicht über diee beabsichtigte Finaanzierungund der Dauer); auf Annforderung sind zusätzlich Über icht n über dasVermögeenn (einschließlich Rücklagen) und die Schulden ssow ee über die vor-aussichtlich einzugehenden Verpflichtungen zu Lasten künftiiger Jahre beizu-fügen.4.3.2 bei institutioneller Förderungein Haushalts- oder Wirtschaftsplan. 



     

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                  

4.4 Aus dem Finanzierungsplan, dem Haushaltsp an oder dem Wirtschaftsplan mü sen diep rsonellen und sachlichen Ausgaben ersichtllich sein. F rner muss sich darauss e g -b n, welche Eigenmittel der Zuwendungsempfän r (odeer ggf. ein assoziierter Förrdeer-veeerein) einbringt sowie ob und mit welch n Beträggeen sich dritt Stellen an r Finanzie-rung des Projektes od r der Institution beeteiligen und ob bei deer Projektförddeerung dieGesamtfinanzierung geesichert ist.5 Bewilligung5.1 Zuwendungen sind schriftlich zu bewilligen.5.2 Der Zuwendungsbescheid muss insbesondere enthalten:. .1 e genaue Bezeichnung es uwendungsempfängers,. .2 iie Höhe und den Zweck dder ZZuwendung sowie die Finanzierungsart,. .3 en Bewilligungszeitraum, 
5555.

2222.4 
dddd n Hinweis, dass er erst wirksam wird, wenn sich der Zuwendu gsempfän-geer – falls die Zuwen ung mit Auflagen verbunden wird – mit seinnem Inhaltschriftlich einverstan dden erklärt hat.5.3 Ferner enthält der Zuwendungsbescheid, soweit erforderlich:5.3.1 BdieedPinrgüufunnggendeurnVdeArwufelangdeunngfü, r die Verwendung sowie für den Nachweis und5.3.2 Vbuonragu, ssetzungen und Folgen der Rücknahme, des Widerrufs und der Aufhe-5.3.3 Hinweise auf mitgeltend Vorschriften d r Bundes- bzw. Landeshaushaltsord-nung einschließlich der eeinschlägigen Neebenbestimmungen, insbesondere derRentenversicherung,5.3.4 den Hinweis, dass er erst wirksam wird, wenn – bei Projektförderung – dieFinanzierung insgesamt gesichert ist.5.4 Bei mehrfachen oder sich wiederholenden Zuwendung n an ine b stimmte Institutionkann in dem neuen Zuwendungsbescheid au den früheeren veerwieseen werden, soweitdieselben Bewirtschaftungsgrundsätze auch ffür die neue Zuwendung ge ten sollen.5.5 Zdiuewneoncdhunnigcehnt bzeugroPnrnoejenktwföorrddeernunsginddü. rDfeenr RnuernftüernsvoelrcshicehVerournhgasbterängbeerwkialllnignt iwmerEdiennze, l-fall Ausnahmen zulassen.5.6 Znuunwgesngdeumngäeßne dGüersfecnhänfusrfüsohlrcuhnegngEemsicphfäenrgt eerrsncbheewiniltliugnt dwedriedeinn,dbeer iLdaegneesninedin,edioerdV-er-wendung der Mittel besttimmungsgemäß nachzuweisen.5.7. DduenrgRsebnetsecnhveeirdsizcuheerrulansgssetnrä,geeinr knanZnuwinebnedsuonngdsevreerntraFgälmleint ,daenmstZauttweeinnednunZgusweemnp- fän-ger schließen. Das kann z. B. deer Fall s in, wenn die flexiblere Berücksichtigung kom-plexer oder a ypischer Sachverhalte odeer die Nutzung besonderer Kenntnisse und Er-fahrungen bettroffener Personen erforderlich ist. Hierbei gelten Tz. 5.1 – 5. 6 sinnge-mäß. 



 

 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                

Mehrere Institutionen als Zuwen ungsgeber66.1 WReenrtdeennvfürrsidcehnesruenlbgesnträZgweercnkvuonrgdeddsieehseenlb,esoElilnernicshitcuhndg Z d hiesuewRenenutenngveenrsviochnemruengrsetrreängerabstimmeen.6.2 Sollen bei der Projektförderung für ein Vorhaben Zuwendungen von mehrer n L is-tungsträgern im Sinne es § 12 SGB I gewährt werd , sollen sich diese übeer diee Hö-h der Zuwendungen, ddie Finanzierungsart, die Nebeennbestimmungen und die Prüfungdeer Mitt lverwendung abstimmen. Die Bewilligung soll in geeigneten Fällen nur durcheinen Leeistungsträger erfolgen.6.3 Sveorlsleicnhbeerui ndgesr tPrärgojeerkstfaölrsdaeurucnhgefiünreer iannVdoerrheanbIennstiZtuutwioennddeusngöeffnenstoliwchoehnl eRineecshtRs,edniteen-nicht L istungsträger im Sin e des § 12 SGB I ist, gewährt werd , sollen sich dieseüber diee Höhe der Zuwendunngen, die Finanzierungsart, die Nebeennbestimmungen unddie Prüfung der Mittelverwendung abstimmen.
Bewirtschaftungsgrundsätze für Zuwendungsempfänger77.1 JtuenngasgchruAnrdts, äZtwzeecwkeuitnedreHBöehdeindgeurnZguewneonddeurnAgukfölangneennfedsutrgcehsbeetzstownedredreenB.eNwaicrthscLhaagfe-des einzelnen Falles kann insbesondere Folgendes zu regeln sein:7.1.1 der Nachweis der Leistung n, mit denen der Zuwendungsempfänger und Drit-te sich an den Ausgaben beeteiligen, durch einen Gesamtfinanzierungsplan,7.1.2 deirewoSricbheenruwnegrddernin,glicher Rechte an Gegenständen, die mit Zuwendungen7.1.3 beeinieZruawnegnedmuensgseennfeünr ZdiaehHl veornauFsrgeaisbteücvkoennV, eröffentlichungen die Lieferung7.1.4 bei Z wendungen für Forschungs- und sonstige wissenschaftlich Arbeitendi Nuutzbarmachung der Ergebnisse für die Versicherten, zum Beeispiel durchVeeröffentlichung,7.1.5 Besonderheiten hinsichtlich des Verwendungsnachweises.7.2 WduenngnsemmitpdfäenrgZeurwseenindeunngBeasucc äPfteigrtseonnaelianuesVgearbgeüntufningannzaicehrtdweenrdimenö,fsfeonlltldicehreZnuDwieenn-stgeltenden Grundsätzen gewä hhhren.7.3 FruünrgGstergägenesrstäbnedsec,hdaiefftg(aenrwzoordbeernteoidlweer ihseermeitstZullwt)ewnodrudnegnesnindde,skRanenntveonmveZrsuicwheen--dungsempfänger ein Wertausgleich verlanggt weerd , wenn ie Gegenstände nichtmehr entsprechend dem Zuwendungszweck verweenndet werdden oder w nn über siev rfügt wird oder wenn die Voraussetzungen wegfallen, unter denen diee Zuwendunggeewährt worden ist. Die Höhe des Wertausgleichs richtet sich nach dem Teil es Ver-kehrswertes, der sich aus dem Verhältnis der ursprünglichen Zuwendung zu dden Ge-samtausgabe für den mit der Zuwendung b schafften Gegenstand er ibt. Der Ren-tenversicherunngsträger kann eine angemesseene Ermäßigung des Ausggleichsan-spruchs zulassen. 



     

 

                                                                                                                                                                                                           

8 NzuascthäwndeiisgednerRzewnteecnkveenrtssipcrheecrhuenngdsetrnägVeerrswendun der Mittel und Prüfrecht desg8.1 DnaecrhZzuuwweenisdeunn.gsempfänger hat die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung8.2 DNearchVweerwise.ndungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen8.3 Der Zuwendungsempfänger hat dem Rentenversicherungsträger oder dessen Beauf-tragten außerdem in Prüfrecht einzurä m . Dieses erstreckt sich darauf, dass dieMittel zweckentspreechend verwendet wuurdeenn.8.4 DabesrcRhelienßteennvderdsaicrahuefrhuinngzsuträugneterrhsautchZeunw,eonbdudnagsemnitziuhnPeronjebketaföbrsdicehrutinggtebZeigellevitoernadusu-ndsichtlich erreicht wird bzw. erreicht worden ist. Bei Stichprobenverfahren kann diesePrüfung auf die ausgewählten Fälle beschränkt werden.
9 Fälle von geringerer finanzieller BedeutungBeträgt d Zuwen ung für ein einzelnes Vorhaben oder für ein Haushaltsjahr wenigerals d s Vii rfache dder für di allgemein Rente versicherung geltenden monatlichenBeitraagsbeeemessungsgrenzee, können beei der Annwendung der Richtlinien Erleichterun-gen zugelassen werden. Ein der Sachlage angemessener Verwendungsnachweis istjedoch unerlässlich.
10 DurchführungsbestimmungenIm Übrigen elten di jeweiligen Durchführungsbestimmungen der Deutschen Renten-versicherungg Mitteldeeutschland.
11 Inkrafttreten 

.1 Diese Richtlinie tritt am 15. Juni 2017 in Kraft.1111.2 Sie rsetzt die bisherige Zuwendungsrichtlinie 3/2006 der Deutschen RentenversicherungMitteeldeutschland in der Fassung vom 23.06.2 0015. 
Udo Gebhardt etlev LehmannDer Vorsitzende des Vorstandes DDer stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes 




